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Wohlfahrtsstaat oder Versorgungsstaat 
A n m e r k u n g  d e r  R e d a k t i o n :  Vor 
kurzem hielt Landeshauptmann Ulrich Ilg 
ein grundsätzliches Referat über die Frage, 
wieviel der einzelne vom Staat erwarten 
und fordern darf, ohne die eigenen Grund­
sätze der Freiheit zu verlassen. — Wir möch­
ten die Ausführungen dieses markanten Vor­
arlberger Politikers und Regierungsmannes 
auszugsweise zum Abdruck bringen, weil sie 
auch für uns von besonderer Bedeutung 
sind. 

«Der Ablauf des täglichen Lebens ist so von 
Tagesfragen überschattet, daß wir viel zu we­
nig Zeit finden, uns darüber Gedanken zu ma­
chen, wie sich diese Dinge grundsätzlich auf 
das Zusammenleben der Menschen auswirken. 
Es dürfte sich deshalb empfehlen, auf die Ge­
fahren einer solchen Oberflächlichkeit ganz 
nachdrücklich aufmerksam zu machen. 

Wir sind alle für möglichst viel Freiheit und 
doch rufen wir jeden Tag nach mehr staatlicher 
Hilfe, nach dem Zwang, nach mehr Staatswirt-
schaft und mehr Bürokratie und damit unbe­
wußt nach mehr Unfreiheit und Staatsallmacht. 

Die heutige Gesellschaftsordnung ist selbst­
verständlich nicht mehr denkbar ohne soziale 
Hilfe und ohne soziale Einrichtungen. Staatli­
che Hilfe fängt aber dort an für das allgemeine 
Wohl auch nachteilige Folgen auszulösen, wo 
sie das Interesse an Selbsthilfe und Leistungs­
freude untergräbt. Hier verläuft die Grenze 
zwischen Wohlfahrtsstaat und Versorgungs­
staat. Selbst die österreichischen Bischöfe hat­
ten im Sozi'alhirtenbrief den Mut, auf die Ge­
fahr hinzuweisen, die ein Versorgungsstaat mit 
sich bringt. Es heißt dort wörtlich: «Der Wohl­
fahrtsstaat gibt Hilfe, soweit dadurch Selbst­
hilfe angeregt wird. Der Versorgungsstaat hilft 
wahllos, wo irgend eine Unzufriedenheit auf­
taucht. Er macht die Einschränkung nicht, daß 
jede Hilfe die Selbsthilfe anregen soll. Dadurch 
belastet er  aber alle seine Bürger steuerlich so 
schwer und schränkt die Freiheit so ein, daß 
sich niemand mehr wohlfühlen kann. Eigentä­
tigkeit, Eigenleistungen, Eigenverantwortung 
der Bürger werden auf Sparrationen gesetzt. So 
wird dem Menschen eine sehr notwendige Freu­
de geraubt, nämlich die Leistungsfreude. Ist 
aber die Leistungsfreude weggenommen, dann 
wird das Leben leer, unausgefüllt, oft sinnlos. 
Ein ungemessenes Vergnügungsverlangen ist 
die Folge.» 

Dieser Absatz aus dem Sozialhirtenbrief soll­
te geradezu auswendig gelernt werden. Es iiegt 
nun einmal in der Natur der Schöpfung, daß je­
der Mensch zuerst selbst für sein Fortkommen 
und für die Seinen zu sorgen hat. Dazu hat je­
der Mensch den Selbsterhaltungstrieb bekom­
men. Der Staat hat nur helfende Zuständigkeit. 
Wenn ein Staat seinen Bürgern von der Wiege 
bis zum Grabe hundertprozentige Sicherheit ge­
ben will, dann wird der Selbsterhaltungstrieb 
lahm gelegt. Leider gibt man sich viel zu we­
nig Rechenschaft darüber, was damit eigent­
lich angestellt wird. 

Führende Nationalökonomen wie Professor 
Röpke, Professor Priebe usw. werden nicht mü­
de, immer wieder die Nützlichkeit der freien 
Wettbewerbswirtschaft zu unterstreichen und 
die Nachteile der reglementierten Wirtschaft 
hervorzuheben. In dem viel beachteten Buche 
«Jenseits von Angebot und Nachfrage» macht 
Professor Röpke sehr anschaulich, wie die zu­
nehmende Reglementierung der Wirtschaft, die 
zunehmende Besteuerung des Volkseinkom­
mens, die den Staiat zum 40%igen und noch 
größeren Teilhaber aller Unternehmungen 
macht, zur Aufweichung des Eigentums, zur 
Aufweichung des Geldes und letzten Endes zum 
totalitären Staat füihrt, der auch vor den per­
sönlichen Freiheiten des Menschen keinen Halt 
macht. 

Es bestehen also zwischen Wettbewerbsfä­
higkeit einer Wirtschaft und weit ausgebauten 
Sozialleistungen eines Staates unbedingte Zu­

sammenhänge. Wir in Oesterreich rühmen uns, 
in Bezug auf Sozialleistu<ngen sehr führend zu 
sein. Wenn wir selbst Zeuge sind, wie bei uns 
soziale Einrichtungen oft auch mißbraucht wer­
den, kann man sich des Gefühles nicht erweh­
ren, daß wir mit dieser Fortschrittlichkeit weit 
genug gegangen sind. Das würden wir beson­
ders dann am meisten zu spüren bekommen, 
wenn es einmal von außen her bedingt einen 
erheblichen Konjunkturrückschlag gäbe. 

Ich bin nun nicht der  Meinung, daß am ge­
genwärtigen Stand der sozialen Einrichtungen 
in Oesterreich, die bestimmt mehr Gutes als 
wie Uebertriebenes in sich schließen, viel ge­
ändert werden soll oder kann, aber wir sind an 
einem Punkt angelangt, wo wir den Mut haben 
müssen, einer weiteren Ausdehnung uns ent­
gegenzustellen, wenn wir nicht in den gefähr­
lichen Versorgungsstaat hineinschlittern wol­
len. Diese Erkenntnis hat auch Folgerungen füj-
unsere Agrarpolitik. 

Wenn jemand berufen ist, für die Erhaltuni 
freierer Wirtschaftsformen einzutreten, dam 

sozialer Hinsicht überhaupt nie genug tun und 
jeder, der  eine andere Meinung hat, sei ein 
Gegner der minderbemittelten Leute. Diese ein­
seitig orientierten Arbeiter- und Volksvertre­
ter verschließen ihre Augen vor der Tatsache, 
daß jede soziale Mehraufwendung doch wieder 
von den einfachen Leuten bezahlt werden und 
daß insbesondere bei jungen Leuten die Erzie­
hung einer Staatsrentnergesinnung verheeren­
de Folgen haben muß. Es kommt deshalb sehr 
darauf an, daß die öffentliche Meinung noch 
viel mehr als bisher mit dem Unterschied zwi­
schen Wohlfahrtsstaat und Versorgungsstaat 
vertraut gemacht wird. 

In Wirklichkeit geht es dabei noch um eine 
viel tiefer liegende Frage, nämlich darum, ob  
der Mensch oder ob das Kollektiv das sinnge­
bende Element unseres Daseins ist. Wir mer­
ken vielfach nicht, daß die zunehmende Ver­
staatlichung aller Lebensbereiche das Leitbild 
vom Menschen und seiner Freiheit zu zerstören 
droht. An die Stelle der Lehre, daß der Mensch 
ein Ebenbild Gottes sei und einen freien Willen 
habe, soll eine Sozialreligion treten, die die  
Staatsallmacht zum Götzen erhebt. Ob diese 
Sozialreligion nun Kommunismus, Sozialismus 

besonders der Bauernstand. Der Bauer als f r e i | , o d e r  N a t i ( m a l i s m u s  h e i ß t l  ändert nichts an der 
er 'Mensch in Gottes freier Natur hat noch dpn 
Vorzug, daß ihm viel Eintönigkeit und Scha-
blonenhaftigkeit erspart bleibt. Diese Freiheit 
müßte auch dem Bauernstand weitgehend ver­
loren gehen, wenn der Staat überall hundert­
prozentige Sicherheit gewährleisten soll. Es 
geht meines Erachtens zu weit, wenn ein Be­
rufsstand eine Staatsgarantie für bestimmte 
Preise oder für ein bestimmtes Einkommen ver­
langt. Eine solche Garantie wird auch im Rah­
men des europäischen Marktes nicht möglich 
sein. 

Mit der Verwirklichung des europäischen 
Marktes ist insbesondere das Bestreben ver­
bunden, auch die Freiheit der Preise und des 
Warenverkehrs herzustellen. Damit werden 
insbesondere Import- und Exportsubventionen 
zu Falle kommen müssen. Deshalb ist noch 
nicht gesagt, daß auch die innerstaatlichen 
Stützungen für die Landwirtschaft in Wegfall 
kommen werden, aber es liegt auf der Linie, des 
einheitlichen Marktes und der einheitlichen 
Preise, daß man nur über Einschränkungen und 
nicht über Ausdehnung dieser Stützungen ver­
handeln wird. 

Die Erhaltung eines gesunden Bauernstandes 
wird dessenungeachtet in allen Industriestaa­
ten weiterhin ein besonderes Anliegen der öf­
fentlichen Stellen bleiben müssen. Die bisheri­
gen Zuwendungen zu landwirtschaftlichen 
Struktur- und Betriebsverbesserungen sind je­
denfalls weiterhin ein geeignetes Mittel, die 
Selbsthilfe anzuregen und man wird diesen ihre 
Berechtigung nicht absprechen können. Im üb­
rigen ist die vielfach geäußerte Befürchtung 
von freien Preisen des europäischen Marktes 
bestimmt übertrieben. Ganz abgesehen von der  
allg;emeinen Hebung der Wettbewerbsfähigkeit 
werden diese auch für den einzelnen nicht we­
niger Vorteile als Nachteile zur Folge haben. 
Allfällige Aenderungen von Preisen werden ab­
wechseln bald zugunsten des Produzenten und 
ein andersmal wieder zugunsten des Konsu­
menten. Wichtig ist das Einsehen auf  beiden 
Seiten, daß gewisse Schwankungen nicht etwas 
Ungesundes sind, sondern daß dies ein wesent­
liches Merkmal einer besseren Wirtschaftsord­
nung darstellt. 

Wenn bei anderen Sektoren der Standpunkt 
vertreten wurde, es gehe nicht zuerst darum, 
Bestehendes zu vermindern, sondern vor allem 
darum, eine weitere Verstaatlichung des Le­
bensraumes aufzuhalten, dann wird auch bei 
der Landwirtschaft das Hauptgewicht darauf zu 
legen sein, daß wenigstens immer wieder neue 
Forderungen um Staatshilfe a b g e b r e m s t  
werden. 

Es gehört etw<as Mut dazu, mit dieser Offen­
heit gegen den Strom zu schwimmen. Noch gibt 
es insbesondere im Kreise der Arbeitnehmer 
viele, die der Auffassung sind, man könne in 

Tatsache. Diese Ersatzreligionen lehren, wenn 
'sie es auch nicht offen zugeben, daß der Mensch 
für den Staat da ist und nicht umgekehrt. Jede 
Freiheitseinschränkung sei recht, wenn sie dem 
Staate nützt. 

Es ist bezeichnend, daß ein liberaler Mann 
wie Professor Röpke schreiben muß: «Der tief­
ste Sitz der Krankheit unserer Kultur liegt in 
der geistig-religiösen Krise, die sich in jedem 
einzelnen vollzogen hat.» Freiheitsrechte der 
Menschen verteidigen heißt deshalb auch für 
die Lehre eintreten, die den Menschen als Eben­
bild Gottes verkündet. 

Es hat eine Zeit gegeben, wo die Freiheit des 
Menschen übertrieben und wo alles nur Ange­
bot und Nachfrage überlassen wurde. Heute 
laufen wir Gefahr, gleich einer schleichenden 
Inflation ins gegenteilige Extrem hineinzu­
schlittern. Wer Angebot und Nachfrage ganz 
abschaffen will, trifft nicht nur die Leistungs­
freude und die Bereitschaft zur Selbsthilfe, son­
dern er  wird bewußt oder unbewußt zum An­
walt eines Systems, einer Gesellschaftsordnung, 
die sich herausstellt als Ersatzreligion und 
trifft damit geistige Werte, die uns hoch und 
•teuer sind; 

Die Menschen von heute merken vielfach 
gar nicht, wie sehr sie schon in die Denkge­
wohnheiten dieser Ersatzreligionen hinabgezo-
gen sind. Der Kult des Lebensstandards und der 
Gleichschaltung wird als der Weg zum Lebens-
qlück betrachtet. Diese Straße zum Glück muß 
früher oder später in einer Sackgasse enden. Es 
ist bezeichnend, daß liberale Nationalökono­
mien den Satz niedergeschrieben haben: «Das 
Gedeihen des Kommunismus wird eher durch 
eine l e e r e  S e e l e  als durch einen l e e r e n  
M a g e n  begünstigt.» Auch in den zurückge­
bliebenen Ländern mußte man die Erfahrung 

#5*  
Eine Neuerung, die sich nicht bewährt . . . 
Seit geraumer Zeit wurde in Vaduz die täg­

liche Schulzeit so angesetzt, daß die Schüler 
der Volksschulen um 12.00 Uhr mittags Schul­
schluß haben und der Nachmittagsunterricht um 
14.00 Uhr beginnt. Man ging damit von der 
früheren Regelung ab, die die Mittagspause 
von 11.00 bis 13.00 Uhr festsetzte. Die neue 
Regelung bewährt sich aber leider nicht und 
viele Mütter sind der Ansicht, daß der jetzige 
Zustand wieder beseitigt werden sollte. Abge­
sehen davon, daß die Schüler ausgerechnet 
dann auf den Weg müssen, wenn der größte 
Verkehr auf den Straßen ist, bringt die neue 
Zeiteinteilung vor allem für den Familientisch 
Nachteile, die in erster Linie die Mütter zu 
spüren bekommen. Ist es in vielen Fällen nun 
so, daß die Väter zum Mittagessen auf die Kin­
der warten müssen. Warum nicht einen Mittel­
weg gehen, der den vormittäglichen Schul­
schluß auf V2I2 Uhr und den nachmittäglichen 
Beginn auf V«2 Uhr festsetzen würde? Eine sol­
che Zeiteinteilung wäre sicher günstiger und 
würde die Kinder vor allem nicht den Ver­
kehrsgefahren so aussetzen, wie dies jetzt der 
Fall ist. 

Es wäre wünschenswert, wenn diese Frage 
durch die zuständige Behörde geprüft würde 
und manche Mutter wäre hiefür den Verant­
wortlichen dankbar. 

Mehrere Mütter. 
Redaktionelle Notiz: 

Für die „Tribüne der freien Meinung" gingen 
uns erneut Einsendungen zu, die keinen Ab­
sender tragen. Wir müssen daher wiederholt 
darauf hinweisen, daß anonyme Zuschriften 
nicht veröffentlicht werden und in den Papier­
korb wandern. — Wir bitten alle Einsender um 
entsprechende Aufmerksamkeit und danken 
bei dieser Gelegenheit allseits für die rege 
Mitarbeit. 

machen, daß der Wettkampf gegen den Kom­
munismus nicht mit Radio, Kühlschränken und 
Breitwandfilmen gewonnen werden kann, son­
dern daß man anfangen muß, sich wieder mehr 
für die geistigen Werte einer übernatürlichen 
Religion zu besinnen. Diese Zusammenhänge 
bestehen nun einmal. 

Wenn wir die schleichende Gefahr der zuneh­
menden Verstaatlichung aller Lebensbereiche 
als Ersatzreligion richtig erkennen, werden wir 
bereit sein, bei der krankhaften Ruferei nach 
mehr staatlicher Hilfe zu bremsen und zudem 
uns für Mittel und Wege einsetzen, die wie De­
zentralisation und Entproletarisierung einem 
gesunden Wohlfahrtsstaat förderlich sind-. 

Fürstentum Liechtenstein 
jZum 30. Todestag Weiland Fürst Johannes 
' des Guten. 

Am 11. Februar 1959 jährte sich der Tag des 
flinschiedes S. D. Fürst Johannes des Guten 
zum dreißigsten Male. — Viele Liechtensteiner 
werden sich wieder zurückversetzt fühlen in 
jene Trauerstunden, als aus dem Schloß Fels­
berg die Todesnachricht eintraf. — Noch ist das 
Andenken und die Erinnerung- an diesen gro­
ßen Fürsten wach, von dem unser Volk mit 
Recht sagen durfte, daß er sein Vater war. 

Balzers. R e c h n u n g s b e r i c h t  der M i 1 c h-
v e r w e r t u n g s g e n o s s e n s c h a f t .  

Am letzten Sonntagnachmittag fand die Jah­
resversammlung der Milchverwertungsgenos­
senschaft Balzers statt. Neben der Abnahme 

ichriftlich zugestellt worden war, wurde die 
Nachzahlung eines Rappens pro im vergange­
nen Jahr eingelieferter Milch beschlossen, wo­
durch das Genossenschaftsmitglied mit 45 Rap­
pen pro Kilo Milch entschädigt wird. Die Wah­
len ergaben eine Bestätigung des bisherigen 
Vorstandes mit dem Präsidenten Alois Frick. 
Neu gewählt wurde Karl Frick Nr. 362, wäh­
rend in die Geschäftsprüfungskommission zu­
sätzlich Eugen Gstöhl und Xaver Frick bestellt 
wurden. Anschließend fand noch die Wahl des 
Alpvogtes der Alpgenossenschaft Gusdigfiel 
statt, wobei Baptist Vogt Nr. 34 igewählt wurde. 

Aus dem Rechnungsbericht entnehmen wir, 
daß die Mobilien und Immobilien durch den 
Anbau und Kauf einer Zentrifuge um rund Fr. 
10 000.— erhöht wurden, worauf wieder rund 

des Rechnungsberichtes, der allen Mitgliedern Fr. 2 000.— abgeschrieben werden, sodaß dieser 


